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„Casino schließen!“ 
Skript/Materialsammlung für Vorträge 

(von Sabine Leidig, 10.11.08) 

 

�  Der Vortrag ist illustriert mit Bildern und Grafiken, die das Gerüst darstellen (pp-Datei). 

�  Die Tafeln „Krisenkomplex“, „Ursachen“, „Rezepte“ sollten (wenn geeignete Wände zur 
Verfügung stehen) auf farbiges Papier ausgedruckt und an die Wand geheftet sichtbar 
bleiben, während die übrigen Bilder als „Diaschau“ den Vortrag unterstützen. 
Hilfsweise werden sie am Anfang (und am Ende) eines Kapitels wieder eingeblendet. 

�  Aus diesem Begleitheft kann ausgewählt werden, was in den Vortrag aufgenommen wird.  
Dabei kann/muss Einiges wegfallen, Anderes (aktuelles) hinzugefügt werden.  
Folgende Bestandteile sind enthalten: 

o Bild (Titel) 

o Worum geht es? 
o zugehöriger Text / wesentliche Informationen 
o zusätzliches Material 

�  Die Texte sollen nicht vorgelesen, sondern „erzählt“, oder zitiert werden: 
Dazu muss sich der/die Vortragende mit der Materie gut vertraut machen. 

�  Insgesamt sollten mindestens 1,5, (besser 2) Stunden zur Verfügung stehen.  

�  Der Vortrag basiert vor allem auf der Grundlage folgender Publikationen: 
   ° isw-Report Nr. 75 „Finanzkapital – Entwaffnet die Märkte!“ 
   ° aktuelle Artikel aus Frankfurter Rundschau (FR), Junge Welt (jw) u.a. Medien 
   ° Veröffentlichungen von Attac 

�   

Gliederung: 
 

1)  Der Krisenkomplex 

2)  Ursachen 

3)  Rezepte 

4)  Ausblick 

5)  Was tun 

 

 

0) Intro:  Spot „Ihr Bestes“ (1 Minute) www.casino-schliessen.de/aktionen/kinospot/ 
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1) Der Krisenkomplex 

 
 

1.0: 2,8 Bio Euro Verlust > Das sind 2.800 Milliarden Euro  

 
1.1: Der Krisenkomplex  
 > nicht nur „Bankenkrise“ oder Immobilienkrise (in USA), sondern  
    umfassend  -  darauf kommen wir noch zurück ...   
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1.2: Spekulationsblasen  

 

In den vergangenen 10 Jahren haben sich drei Finanz-
und Spekulationsblasen aufgebläht und sind am Ende 
geplatzt: die Emerging-Market-Bubble, die New-Economy-
Blase, die Subprime-Immobilien-Spekulation. Eine vierte 
Blase, die Öl-Rohstoff-Nahrungsmittel-Bubble wird seit 
Monaten kräftig aufgepustet. Gemeinsam ist ihnen: Es 
handelt sich um internationale Finanzkrisen. Vorwiegend 
aus den Metropolen stammende, um die Erde 
vagabundierende und Anlage suchende Finanzströme sind 
in hohem Maße daran beteiligt. 

Die Ursache für das Platzen der Spekulationsblase und 
den Ausbruch der Finanzkrise lag jeweils in einer Krise 
der Realwirtschaft, letztlich bedingt durch ein 
„Überangebot“ von Kapital und relativer Überproduktion 
im Vergleich zur beschränkten kaufkräftigen Nachfrage. 

 

Emerging-Market-Blase: Am deutlichsten wird dies in der Entwicklung der südostasiatischen Tigerstaaten, die hier 
beispielhaft kurz skizziert sei:  

Kapitel 1: Die Exportwirtschaft der "Tigerstaaten" (Thailand, Malaysia, Indonesien, Singapur) boomte Mitte der neunziger 
Jahre mächtig, getrieben vor allem auch von ausländischem Kapital, das, angelockt von hohen Zinsen, massenhaft ins 
Land strömte. Allerdings in Form kurzfristiger Geldanlagen, nicht als dauerhafte Direktinvestitionen. Bis Mitte 1997 
flossen hunderte Milliarden Dollar nach Südostasien, vorrangig von japanischen und europäischen Großbanken. (Deutsche 
Banken waren nach Angaben der Bundesbank mit 200 Mrd. DM /102 Mrd. Euro an der Party beteiligt). Parallel zum 
Exportboom dieser Staaten bildete sich eine spekulative Blase auf den Aktienbörsen und Immobilienmärkten. 

Kapitel 2: Im Frühjahr 1997 kam die Exportoffensive ins Stocken – der Weltmarkt zeigte sich für die ausgeweiteten 
Kapazitäten der südostasiatischen Exportindustrien nicht mehr aufnahmefähig. Die Leistungsbilanzdefizite in diesen 
Ländern erreichten neue Höhen. Die Rating-Agenturen Moodys und Standard&Poor stuften die Kreditwürdigkeit Thailands 
und anderer Tigerstaaten weiter nach unten. Investmenthäuser warnten vor Anlagen in den asiatischen Emerging Markets. 
Der internationale Finanzstrom kehrte sich um. Internationale Banken und Institutionelle Anleger zogen ihre Gelder ab, 
die überschuldeten Banken der Tigerstaaten kamen ins Trudeln. 

Kapitel 3: Jetzt schlug die Stunde der Devisenspekulanten. Ab Juni 1997 gingen Hedgefonds und andere Großspekulanten 
zum Angriff über und spekulierten mit Leerverkäufen auf eine Abwertung des thailändischen Baht, der an den Dollar 
gebunden war. In der Abwehrschlacht verpulverte die Bank of Thailand 30 Milliarden Dollar, fast ihre gesamte 
Devisenreserve, und musste dann am 2. Juli 1997 doch klein bei- und den Wechselkurs freigeben. Die folgende Abwertung 
verstärkte die Kapitalflucht bis hin zur Panik. In einer Art Kettenreaktion mussten auch die anderen Tigerländer, 
einschließlich Südkorea, die Dollarbindungen ihrer Währungen lösen und verloren ebenfalls zum Teil ihre Devisenschätze. 

Kapitel 4: Der Internationale Währungsfonds (IWF) trat als Krisenfeuerwehr auf den Plan, fungierte aber mehr als 
Brandstifter. Thailand, Südkorea und Indonesien erhielten den Löwenanteil der IWF-Finanzhilfen, mit denen sie 
größtenteils die Finanzinvestoren auszahlen mussten. Verbunden waren diese Finanzspritzen mit strengen Auflagen, ... 

den so genannten Strukturanpassungsprogrammen: Höhere Zinsen, höhere Verbrauchssteuern, massive Kürzungen 
öffentlicher Ausgaben, vor allem im sozialen und Bildungsbereich, Privatisierung staatlicher Betriebe, Öffnung und 
Liberalisierung vor allem der Finanzmärkte und weitere Einpassung in die neoliberale Globalisierung. Die Multis konnten 
jetzt auf Schnäppchenjagd gehen und stiegen vor allem in Südkorea ein. 

Kapitel 5: Die Auswirkungen auf die einheimische Bevölkerung waren verheerend: Hunger, Armut und Arbeitslosigkeit 
breiteten sich rasant aus. Im "World Employment Report 2001" berichtet das International Labour Office (ILO), dass in 
Südostasien 20 Millionen Menschen mehr arbeitslos sind, als es zum Höhepunkt der Krise im Jahr 1998 waren. 40 % der 
Menschen leben unter der Armutsgrenze, vor der Krise waren es 11 %. Die mittelständischen Betriebe wurden weitgehend 
ausradiert. Vom Schock der Asienkrise haben sich die Tigerstaaten bis heute nicht völlig erholt. 

New-Economy-Blase:  Ende der neunziger Jahre steuerte der Internet- und New-Economy-Booms auf seinen Höhepunkt 
zu. Angetrieben wurde dieser Boom zusätzlich durch das Telekommunikations-Feuerwerk, infolge von Deregulierung und 
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Privatisierung der Telekommunikationsbereiche in allen Industrieländern. Die Kombination von Telekom und Internet 
eröffneten schier unendliche Anwendungsmöglichkeiten, dot.com- und net-Firmen schossen wie Pilze aus dem Boden. An 
der Finanzierungsbereitschaft der Geldinstitute scheiterte so gut wie keine internette Geschäftsidee, kein e-commerce. Man 
musste nur die @- und e-, die web und com, die tech und bio zu einer neuen Story kombinieren, und schon machten 
Analysten, Investmentbanker und Institutionelle aus dem Nasdaq- oder Nemax-Neuling einen Börsenrenner und verdienten 
an Börseneinführungen, Aktienemissionen, Übernahmen und Fusionen prächtig – so lange die Börsen- und High Tech-
Euphorie anhielten. Endlich war sie da, die New Economy. Konjunkturzyklen? Außer Kraft gesetzt! Wirtschaftskrisen? 
Steinzeit-Ökonomie! Die Telekom-Aktie avancierte zur Volksaktie und der Börsenbericht hielt Einzug in die Tageschau. 

Bereits damals spielte der so genannte Vermögenseffekt eine gewisse Rolle bei der Kompensation fehlender 
Massenkaufkraft. Private Aktienbesitzer rechneten sich aufgrund steigender Aktienkurse reich, teilweise kauften sie 
zusätzlich Aktien auf Kredit, um noch mehr von den steigenden Kursen zu profitieren. Durch die steigenden Werte ihres 
Aktienvermögens waren sie bereit, zunehmend mehr auf Pump zu konsumieren. Vor allem in den USA, wo gut ein Viertel 
der Bevölkerung Aktien besitzt (USA: 25,4 %; Deutschland: 6,7 % – DAI-Factbook), machte sich dieser Effekt bemerkbar. 

Der New-Economy-Wahn währte gut drei Jahre. Dann war um die Jahrhundertwende die Gründerparty vorbei. Der alte 
kapitalistische Krisenzyklus holte die Realwirtschaft erneut ein. Zuerst traf es die StartUps der New Economy, die jetzt 
zuhauf downcrashten. Doch auch die Großen der Informationstechnologie- Branche blieben nicht verschont. In einem 
"Wettlauf der Besessenen" um Branchendominanz und Marktbeherrschung hatten sie zuviel Kapital investiert, 
Überkapazitäten in großem Umfang geschaffen, noch dazu in der Endphase des Telekom und Internetrausches 
kreditfinanziert. Allein die Deutsche Telekom, France Télécom und die britische Vodafone gaben zusammen 500 Milliarden 
Dollar aus, um andere Firmen zu kaufen. Allein die europäischen Telekom-Betreiber waren Mitte 2002 mit 400 Milliarden 
Euro verschuldet, die US-Netzanbieter saßen zur gleichen Zeit auf einem Schuldenberg von 272 Milliarden Dollar. 

An den Börsen platzte die Aktienblase im Frühsommer des Jahres 2000. Der Dax hatte am 8. März 2000 den Höchststand 
von 8.136 Zählern erreicht, dann ging es abwärts. Das stufenweise Absacken der Börsen in den kapitalistischen 
Metropolen ab dem Jahr 2000 war ein Vorbote sich abzeichnender Krisenerscheinungen im produktiven Bereich. Verluste 
mussten auch Versicherungen hinnehmen, die den gesetzlich genehmigten Anteil der Anlage in Aktien voll ausgeschöpft 
hatten. Bei nicht wenigen kapitalgedeckten Lebensversicherungen wurde der Prämienanteil zusammengestrichen. 
Probleme hatten in den angelsächsischen Ländern vor allem Pensionsfonds und kapitalgedeckte Betriebsrentensysteme. 

Insgesamt zeigten sich die Risiken von Altersvorsorgen, die dem Auf und Ab der Kapitalmärkte ausgesetzt waren. Eine 
Botschaft, die allerdings bereits wieder in Vergessenheit geraten ist. 

Die Neue-Technologie-Branche selbst rauschte in atemberaubenden Tempo vom Boom direkt in die Krise. Die High-Tech-
Revolution entließ ihre Kinder – im wahrsten Sinne des Wortes. Internet und dotcom- Firmen verschwanden wieder von der 
Bildfläche, vor allem die Telekombranche strich worldwide die Arbeitsplätze im Zehntausenderpack. Die ’Financial Times’ 
veröffentlichte am 14. Mai 2002: 539.429 vernichtete Arbeitsplätze. Und die Entlassungswelle lief weiter. 

  

1.3:Nahrungsmittel-Spekulation (Deutsche-Bank-Werbung) 

> Hinweis auf Attac-Flyer“Schnäppchen weltweit“     
   http://www.attac.de/aktuell/nahrungsmittelkrise/materialien/ 

 

Aus einem Arbeitspapier des Evangelischen Entwicklungsdienstes, 
Okt.08, von Peter Wahl: 
„Freuen Sie sich über steigende Preise? Alle Welt spricht über 
Rohstoffe – mit dem Agriculture Euro Fond haben Sie die Möglichkeit, 
an der Wertentwicklung von sieben der wichtigsten Agrarrohstoffe zu 
partizipieren.“ Mit diesen Worten machte die Deutsche Bank im Mai 
2008 Werbung für einen ihrer Investment Fonds. In der gleichen Zeit 
waren in 

Kamerun, Haiti und anderen Entwicklungsländern Hungerrevolten 
ausgebrochen, weil viele Menschen die gestiegenen Preise für 
Grundnahrungsmittel nicht mehr bezahlen konnten.   

Die Krise hat in den letzten Monaten zu den Preissteigerungen bei 
Nahrungsmitteln und Rohstoffen beigetragen. So stiegen zwischen 
Ende 2006 und März 2008 die Preise bei Reis und Getreide um 126% 
(FAO 2008). Die Steigerungen bei Öl, Nahrungsmitteln u.a. 
Rohstoffen sind das Resultat eines ganzen Bündels von Ursachen.  
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Darunter langfristige, wie die wachsende Nachfrage durch aufsteigende Schwellenländer, bei Nahrungsmitteln auch die 
Verdrängung von Nahrungsmittelproduktion durch Bio-Treibstoffe oder kurzfristige Ursachen, wie Missernten, oder 
Preiserhöhungen der Ölproduzenten zur Kompensation des sinkenden Dollarkurses. Allerdings können diese Faktoren allein 
die Preissprünge nicht erklären, ebenso wenig wie deren plötzliches Sinken. So ist z.B. der Ölpreis nach seinem Hoch im 
Juli 2008 bis September wieder um 30% gefallen, trotz Peak Oil und langfristig steigender Nachfrage. Ein beträchtlicher 
Teil der Preissteigerungen geht daher eindeutig auf das Konto von Spekulation. Spekulative Operationen sind dabei in 
mehrfacher Hinsicht beteiligt:  

Ein großer Teil des Agrarhandels wird mit Hilfe von Derivaten (abgeleitete Finanzprodukte), nämlich „Futures“ 
abgewickelt. Dies ist eine seit langem übliche Praxis. Für die Produzenten hat dies Versicherungscharakter; sie können auf 
diese Weise bereits vor Beginn der Produktion feste Preise für ihre Produkte erzielen. Da die Derivatehändler eine 
Risikoprämie bekommen, erhöht dies natürlich die Endpreise. Dieses Verfahren ist zwar nicht alternativlos (es ist möglich, 
die Produzentenversicherung genossenschaftlich oder staatlich zu organisieren), aber stabilisierend, solange das Geschäft 
über die entsprechend spezialisierten und erfahrenen Händler läuft. Allerdings hat die Krise dazu geführt, dass 
Hedgefonds u.a. Institutionelle Investoren mangels Rendite auf den Finanzmärkten verzweifelt nach anderen 
Anlagemöglichkeiten suchten. Dabei haben sie sich auch auf die Öl- u.a. Rohstoffmärkte, darunter auch Nahrungsmittel, 
geworfen. Das hat die Nachfrage nach Rohstoffderivaten schlagartig erhöht und die Preise entsprechend nach oben 
getrieben. Davor bereits waren Institutionelle Investoren auf die langfristigen realwirtschaftlichen Trends eingestiegen, 
hatten auf das weitere Steigen der Kurse gewettet und damit die Preise zusätzlich in die Höhe getrieben. Es entstand eine 
spekulative Blase. Im Zuge der Verschärfung der Finanzkrise haben dann Hedgefonds, auf der Suche nach neuen 
Profitquellen mit Leerverkäufen

 

wiederum auf fallende Preise gewettet, bis dieser Typus von Spekulation durch die 
Aufsichtsbehörden in den USA, Großbritannien, Deutschland u.a. Ländern verboten wurde.  
 (Bei einem Leerverkauf wird ein Kontrakt über den Verkauf eines Wertpapiers oder eine Ware zum Festpreis abgeschlossen, ohne dass der Verkäufer das 
Produkt bereits besitzt. Geht die Spekulation auf, wird das Produkt dann zum billigeren Preis aufgekauft und zu dem höhern Festpreis wieder veräußert.)  

 
FR, 24.10.08:Die Krise hinter der Krise 
VON JOSETTE SHEERAN (Direktorin des Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen.  
Während die Staatenlenker der Welt von der Finanzkrise vereinnahmt werden, ist jetzt der Moment gekommen, den 
Schwächsten ein Signal zu geben. Die multiple Krise - Ernährung, Energie, Kredit, Immobilien - wird alle Menschen hart 
treffen, aber für 923 Millionen Hungernde bedeutet sie einen Kampf auf Leben und Tod. Für sie wäre es ein machtvolles 
Zeichen der Hoffnung in Zeiten scheinbarer Hoffnungslosigkeit, wenn die EU den Vorschlag der Kommission annehmen 
würde: Sie möchte eine Milliarde Euro für die Bauern in den ärmsten Ländern der Welt bereit stellen, damit sie sich wieder 
ernähren können. Dabei geht es nicht nur um Spenden für die Hungernden oder Mitgefühl für die Hilflosen. Warum darum 
scheren? Es geht um eine entscheidende Investition in die globale Stabilität und Sicherheit. Eine hungrige Welt ist eine 
instabile Welt. Eine Weisheit besagt: Es liegen nur sieben Mahlzeiten zwischen Zivilisation und Anarchie - spätestens, 
wenn auch die siebte Mahlzeit bedroht ist, sind Menschen zu allem bereit, um ihre Kinder zu ernähren. 
In diesem Jahr haben ein rasant zunehmender Mangel an Nahrungsmitteln, explodierende Energiekosten und 
Wetterdesaster zugleich neue Dimensionen des Leids über die Armen gebracht und bereits alle Menschen, die von weniger 
als einem US-Dollar pro Tag leben, gezwungen auf ganze Mahlzeiten zu verzichten. 
Viele Parallelen wurden bereits gezogen zwischen der aktuell eskalierenden Finanzkrise und der Großen Depression in den 
30er Jahren des letzten Jahrhunderts. Konfrontiert mit zusammenbrechenden Banken und massiver Arbeitslosigkeit zog 
sich damals Nation nach Nation in den Nationalismus und Protektionismus zurück. 25 Länder wurden zu Diktaturen 
zwischen der Großen Depression und dem Zweiten Weltkrieg. Wir dürfen nicht zulassen, dass die Geschichte sich 
wiederholt. Die Staaten der Welt müssen am selben Strang ziehen, um die wirtschaftliche Lage zu stabilisieren - aber 
auch, damit die ärmste Milliarde Menschen nicht noch weiter zurück fällt. Deswegen ist der Vorschlag der EU-Kommission 
und des Europäischen Parlaments, jetzt eine Milliarde Euro für die Hungernden und die ärmsten Bauern der Welt bereit zu 
stellen, die richtige Idee zur richtigen Zeit. ... 

 

 

1.4: US-Immobilienwerte 

-  in den USA wurden 2006/2007 schon 3,5 Millionen Häuser zwangsversteigert 

-  Handelsblatt geht davon aus, dass Ende 2008 rund ein Drittel aller 
amerikanischen Haushalte mit seinen Immobilien in den roten Zahlen stecken 
werden (plus Spanien/Großbritannien/Irland/Dänemark) 
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FR 29.10,08 „Kritik im Handgemenge“ (George 
Sorros – Buchrezension) 
... Sein Hinweis auf Maryland macht klar, was die 
Immobilienblase gesellschaftlich bedeutet: 
54 Prozent der afroamerikanischen 
Eigenheimbesitzer des Bundesstaates haben 
Subprime-Kredite, bei den Amerikanern spanischer 
Herkunft sind es 47 Prozent und bei den Weißen 
nicht mehr als 18 Prozent. Mit diesen Krediten sind 
Menschen in den amerikanischen Traum vom 
Vorstadthaus mit Garten gelockt worden, die sich 
das nicht leisten konnten und über Jahrzehnte 
auch nicht leisten durften. Nun, da sie darin 
wohnen, werden sie aus ihm wieder vertrieben. 

Bei den Zwangsversteigerungen, das macht Soros klar, geht es nicht nur um Geld, sondern auch 
darum, ob eine Nation es verkraftet, wenn Hunderttausenden ihr Heim in ihrem Heimatland 
genommen wird. 

Heute wird gerne so getan, als wären die Kredite einem nachgeworfen worden. So war es nicht. Es 
fand nur eine der realen Lage der Betroffenen ganz und gar unangemessene Ausdehnung des 
Kreditvolumens statt. Es waren nicht die Ärmsten der Armen, die einen Hauskredit bekamen, 
sondern die, die sich auf dem Weg eine Etage oder vielleicht zwei Etagen über ihren derzeitigen 
Verhältnissen wähnten. Von den Zwangsvollstreckungen sind also gerade die betroffen, die fähig 
waren, aus der Misere herauszukommen. Die Zwangsvollstreckungen schlagen die wieder in den 
Staub, die sich aus ihm heraufgearbeitet hatten.  

 

1.5: Börsenkurse 

> bilden die Erwartungen ab  

 

In ihrem Herbstgutachten beziffert die EU-
Kommission das Wirtschaftswachstum in der 
Union für 2008 auf 1,4 Prozent - das ist rund 
die Hälfte der Steigerungsrate des vorigen 
Jahres. Noch bedenklicher: Für 2009 erwartet 
sie mit einem Plus von 0,2 Prozent nahezu 
Stagnation. 

Trüb ist auch der Ausblick für die 15 und von 
Januar an 16 Staaten der Eurozone: Statt der 
im Frühjahr vorhergesagten 1,5 Prozent müssen 
die Länder mit der Gemeinschaftswährung 2009 
mit einem Miniwachstum von 0,1 Prozent 
klarkommen. Für Deutschland sagt die EU-
Kommission für 2009 sogar wirtschaftlichen 
Stillstand voraus. Auch das ist eine deutliche 
Korrektur: Im Frühjahr hatte Brüssel mit einem 
Wachstum von 1,5 Prozent gerechnet. 
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1.6: Krisenkomplex  
 

1. Der Konsum und die Profite in den USA fungierten 
als Lokomotive für die Weltwirtschaft.  

2. in Europa werden hochwertige 
Fertigungsmaschinen und Anlagen hergestellt und 
nach Asien exportiert. (allerdings gehen auch 23% 
der EU-Exporte direkt in die USA) 

3. in Asien werden auf den teuren Maschinen aus 
Europa billige Güter produziert und in die USA 
exportiert. (21% der Exporte Chinas gehen in die 
USA; die USA stehen für 18% - 20 % der globalen 
Importe). Dabei handelt es sich häufig um Waren 
US-amerikanischer Multis, die große Teile ihrer 
Produktion ins Ausland verlagert haben. Im 
Zeitraum 2000 - 2005 wurden 20 Prozent der 
Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe 
vernichtet, ein erheblicher Teil verursacht durch 
Auslandsverlagerung.  60 Prozent aller Exporte aus 
der Volksrepublik China tragen das Etikett eines 
Transnationalen Konzerns aus den USA, Europas 
oder Japans, bei Hochtechnologie sogar 90 
Prozent. 

 
4. in den USA geben die Konsumenten 

mehr Geld aus, als sie verdienen. Sie 
kaufen mit fremdem Geld die Waren, 
die im Ausland produziert werden. 

5. Die USA müssen täglich ca. 2 Mrd. 
Dollar ins Land holen, um die Lücke 
zu schließen.  

Ü  So wurden die USA zum 
Anziehungspunkt für 

... für die in aller Welt 
produzierten Waren.  

 ... für das globale Kapital 
(Finanzinvestitionen/Finanzmarktakteure) 

6. Das Handelsdefizit und die Auslandsverschuldung der USA sind zwangsläufig. 

7. Als Folge des Exportüberschusses in die USA erreichten Ende 2007 die Devisenreserven Asiens 
die Summe von 2.913 Milliarden Dollar, fast 50% aller Devisenreserven in der Welt, darunter 
China/Hongkong 1680 Milliarden $ (Ende Sept. 2008: 1.800 Mrd. $). Die Währungsreserven 
der Netto-Ölexporteure erreichten zusammen 959 Milliarden Dollar . 
Diese Länder transferieren diese Dollarreserven zu einem erheblichen Teil in die USA. Japan 
und China halten zusammen US-Staatsanleihen über 1.200 Mrd. Dollar. Damit ist China neben 
Japan (644 Mrd. Dollar in US-amerikanischen Staatsanleihen) der größte Auslandsgläubiger 
des amerikanischen Staates. Daneben hält China noch andere vorwiegend auf Dollar lautende 
Schuldverschreibungen sowie Aktienanteile. 

8. Der Dollarkurs kann sich auch deshalb halten, weil die Exportländer bei einem sinkenden 
Dollar veranlasst sind, Stützungskäufe für den Dollar vorzunehmen und so den USA zu Devisen 
und zum Erhalt der Kaufkraft zu verhelfen. Vor allem Japan und China wollen ihre eigenen 
Währungen im Vergleich zum Dollar möglichst niedrig bewertet haben, weil beide 
Volkswirtschaften stark vom Export in die USA abhängig sind. Deshalb kaufen ihre 
Zentralbanken Dollars.  
Würde sich die chinesische oder japanische Regierung zum Verkauf eines größeren Teils ihrer 
Dollarreserven entschließen, dann würde der Dollarkurs ins Bodenlose stürzen. 

Ü  Nicht nur die USA sind ökonomisch von der Welt abhängig, sondern umgekehrt auch die Welt 
von den USA. Mangels rentabler Anlagemöglichkeiten transferiert alle Welt ihr überschüssiges 
Geldkapital in die USA, die damit die überschüssigen Waren der Welt aufkaufen. 
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Im Wirtschaftsbericht 2006 des US-Präsidenten heißt es, dass in einer Welt liberalisierter 
Finanzmärkte das globale Vermögen, das in den jeweiligen Nationen nicht für produktive 
Investitionen genutzt werde, immer dorthin fließen werde, wo es die höchste Rendite 
abwerfe. Infolgedessen können nach Auffassung der US-Regierung „die USA unbegrenzt 
fortfahren Nettokapitalzuflüsse (und laufende Leistungsbilanzdefizite) aufzuweisen, 
vorausgesetzt, diese Zuflüsse fördern das zukünftige Wachstum und helfen den Vereinigten 
Staaten ein attraktives Ziel für ausländische Investitionen zu bleiben“.1 

Ü  Dieses Wachstumsmodell des globalen Kapitalismus von Produktion, Konsumtion und 
Akkumulation  von Kapital und Profit ist nun am Zusammenbrechen. 

Frage: Wer kann die bisherige Funktion der USA als Wachstumslokomotive für die Weltwirtschaft 
übernehmen? 

Europa? > private Binnennachfrage? wegen jahrelanger Lohnsenkung (zur Stärkung der 
Exportfähigkeit) viel zu gering! > öffentliche Nachfrage? jahrelange Steuersenkungen für die 
Unternehmen und Reichen sowie Zinszahlungen für die Schulden der Staaten und Kommunen ... 

haben die öffentliche Finanzkraft unterminiert. Damit Europa diese Funktion übernehmen könnte, 
müsste eine grundlegende Wende zu einer anderen Wirtschaftspolitik durchgesetzt werden. 

Die Vorstellung, dass China/Indien, die stark aufholenden Schwellenländer, den globalen 
Importeur USA ersetzen könnten, ist ebenso unrealistisch – erstens ist der US-Markt größer als der  

von China und Indien zusammen, zweitens produzieren die Industrien der Schwellenländer immer 
mehr für den eigenen Markt, substituieren also Importe. 

> Eine länger anhaltende Stagnation der Weltwirtschaft ist wahrscheinlich > Weltwirtschaftskrise 
 

„Die große Depression“ Immanuel Wallerstein (in Blätter f. internat.Poltik , 10/08) „Die neue Weltwirtschaftskrise 
ist da. Zwar gibt es immer noch Journalisten, die Ökonomen ganz schüchtern fragen, ob es zu einem Konjunkturab-
schwung kommen könnte. Hören Sie gar nicht hin. Denn was wir tatsächlich erleben, ist schon der Beginn einer 
ausgewachsenen Weltwirtschaftskrise, die fast überall mit massiver Arbeitslosigkeit einhergehen wird. Vielleicht wächst sie 
sich zu einer nominellen Deflation im klassischen Sinne aus, mit den bekannten schlimmen Folgen für jedermann. 
Vielleicht, wenngleich weniger wahrscheinlich, kommt es aber auch zu einer unkontrollierten Inflation. Das wäre lediglich 
eine andere Form der Vermögensentwertung, die die einfachen Leute sogar noch schlimmer schädigen würde. 

24.10.08, FR: Die moderne Weltwirtschaftskrise (Markus Sievers): 
Diese Krise schweißt die Völker zusammen - im schlechten wie im guten Sinne. Was als Problem der USA begann, spüren 
längst die Menschen auf allen Kontinenten. Die einen bangen um ihren Lebensstandard, sorgen sich um ihre Arbeitsplätze 
und ihren Wohlstand. 

Die anderen haben das Aus für ihre Hoffnungen auf sozialen Aufstieg und ein besseres Leben vor Augen. So viel Chinesen 
und Europäer, Nord- und Südamerikaner, Araber und Japaner trennt, eines verbindet alle in diesen Tagen: Überall auf der 
Welt geht das Wachstum zurück oder schwindet ganz, kämpfen die Volkswirtschaften gegen den schmerzhaftesten 
Abschwung seit Jahrzehnten .... 

... Das globale Tief zeigt sich in vielen Gesichtern. In Europa und den USA stagniert die Wirtschaft oder schrumpft. In 
China und Indien kühlt der Boom ab. In Argentinien sieht sich die Regierung gezwungen, als Altersvorsorge gedachte 
private Ersparnisse zu verstaatlichen. So unterschiedliche Länder wie Ungarn und Island, Pakistan, die Ukraine und 
Weißrussland wenden sich an den Internationalen Währungsfonds mit der Bitte um Unterstützung. 

In Luft löst sich die Hoffnung auf, ein Absturz in den reichen Regionen könne durch die Schwellenländer in Asien und 
Lateinamerika kompensiert werden. Diese Regionen haben sich nicht von den führenden Wirtschaftsnationen abgekoppelt. 
Mit einem gedämpften, wenn auch vergleichsweise hohen Wachstum stützen China und Indien die Weltwirtschaft. Sie 
können aber weder die USA als Motor ersetzen noch die globale Rezession verhindern. 

In diesen turbulenten Tagen erleben wir, wie sich ein schon immer instabiles, lange Zeit aber leidlich erfolgreiches Modell 
für die Weltwirtschaft auflöst. Es funktionierte, etwas vereinfacht dargestellt, so: Die ganze Welt, erst private Investoren, 
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später vor allem ausländische Regierungen, gewährt den USA großzügig Kredit. Die Amerikaner kaufen dafür rund um den 
Erdball ein, kurbeln die Nachfrage in den Exportländern an und sichern dort Arbeitsplätze. Dass dies nicht auf Dauer 
gutgehen konnte, war allen Beteiligten klar. Im Nachhinein verwundert eher, wie hartnäckig sich diese Ungleichgewichte 
halten konnten. 

Gebraucht wird eine stabilere, nachhaltigere Architektur. Dafür werden sich nicht nur die USA - ebenso wie übrigens auch 
Großbritannien, Spanien und Australien - bescheiden müssen. Die einseitig auf Export ausgerichteten Länder müssen sich 
ebenfalls am Aufbau eines solideren Weltwirtschaftssystem beteiligen.  

Zehn Länder, angeführt von China, Japan, Deutschland und Saudi-Arabien, tragen mit ihren gigantischen 
Handelsüberschüssen mehr als zwei Drittel zu den globalen Ungleichgewichten bei. Zu Recht forderte EU-
Kommissionspräsident José Manuel Barroso bei seinem Besuch in Peking die chinesische Regierung auf, für ein 
ausgewogeneres Wachstum zu sorgen und auch die Binnenwirtschaft zu stärken. Glaubwürdiger wäre seine Mahnung, 
würde er sie gleich an Bundeskanzlerin Angela Merkel weiterreichen.... 

 

 

 

2) Ursachen 

  
 

2.0: Globalisierte (Finanz-)Märkte 

 

 

> Kapitalströme wurden in den vergangenen 
30 Jahren durch die Politik „entfesselt“ 

  
> Auch Schwellen- und Entwicklungsländer 
wurden zur Marktöffnung genötigt (IWF) 
 
> neoliberale Globalisierung. 

 

 

2.1: Ursachen-Tafel 

 

 

> Deregulierung 

> Privatisierung 

> Umverteilung 
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Mitverantwortung deutscher Finanzmarktpolitik: (DasErste.de – Plusminus, 14. 10. 2008) 

Zehn Jahre lang wurde eifrig de-reguliert. Die Gesetzgebung liest sich wie ein Förderprogramm für 
die Finanzwirtschaft: 

2001: Finanzminister Eichel stellt Unternehmensverkäufe steuerfrei. Und heizt so das Fusionsfieber 
an, ein Riesengeschäft für Investmentbanken.  

Die private Riester-Rente wird eingeführt. Dem Finanzsektor fließen riesige Mittel zu, die der 
staatlichen Rente fehlen. 

2004: Rot-Grün lässt unter Schröder und Fischer Hedge-Fonds und Derivate zu. Die absurden 
Renditeziele der Finanzwirtschaft werden zur allgemeinen Richtschnur. 

2005: Im rot-schwarzen Koalitionsvertrag wird die Förderung des Kreditverkaufs festgeschrieben. 
Außerdem will man nur eine "Finanzaufsicht mit Augenmaß". 

2008: Finanzinvestoren gewährt man weitere Steuergeschenke. 

Deregulierung des Arbeitsmarktes 

2002: SPD-Wirtschaftsminister Clement hebt die Befristung der Leiharbeit auf. Immer mehr feste 
Arbeitsplätze werden umgewandelt. 

2003: Mit der Abschaffung der Arbeitslosenhilfe und der Einführung von Ein-Euro-Jobs wird der 
Zwang erhöht, praktisch jede Arbeit zu jedem Lohn anzunehmen. Gleichzeitig wird der 
Spitzensteuersatz massiv gesenkt.  

Diese Deregulierungspolitik ist dafür verantwortlich, dass der jüngste Aufschwung die 
Lebensverhältnisse der meisten Bürger nicht verbessert hat.  

Isw-wirtschaftsinfo 41 (Bilanz 2007): 4 Jahre Aufschwung 2004 – 2007: 
BIP (real): +  7,4  / Volkseinkommen: +14,1 % / Inflation: + 7,5 % 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen: + 38 % Arbeitnehmerentgelt: + 4,2 % 

DAX-30-Konz.e: + 185 % (netto-Profite), + 180 % (Dividenden) Reale Nettolohn-Summe (Kaufkraft): - 2,3 % 

Vorstandsbezüge (pro Kopf): + 43 % Renten( jeRentner): - 1,0 %(nominal), – 8,3 % (real) 

Privates Geldvermögen: + 21 % Hart-IV-Empf.: + 0,54 %(nominal), – 6,9 % (real) 

Arbeitsmarkt: Beschäftige + 1,01 Millionen / Leiharbeit  + 400.000 /Mini-Jobs + 500.000 / Solo-Selbstständig + 300.000 

 

 

2.2: Finanzvermögen (auch Staaten) zu Welt-Sozialprodukt  

 

Der wesentliche Anlass für das schnelle Wachstum bzw. die 
Verselbstständigung der Finanzmärkte und ihre 
Internationalisierung liegt in der Akkumulation (Anhäufung) 
einer riesigen Geldmenge, für die es keine Möglichkeit gibt, sich 
in der Sphäre der Produktion von Gütern und Dienstleistungen 
rentabel zu verwerten. 

Im Jahr 1980 übertraf das Weltsozialprodukt, d.h. die in diesem 
Jahr produzierten Güter und Dienstleistungen, noch das 
Finanzvermögen, das die Reichen angehäuft hatten. Im Jahr 
2006 hätte die gesamte Weltbevölkerung dann schon dreieinhalb 
Jahre arbeiten müssen, um Güter und Dienstleistungen im 
Gegenwert des Finanzvermögens zu produzieren. 
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2.3: Profit-zu-Investitionsquote (EU 15) 

 

 

Selbst die Konzerne mit dem höchsten technischen Stand 
und relativ schnellem „moralischem Verschleiß“ der 
Produktionsmittel verfügen über einen wachsenden Anteil 
von Finanzinvestitionen, weil es ihnen unmöglich ist, ihr 
gesamtes Kapital rentabel in der Produktion zu re-
investieren. Geradezu zwangsläufig erhält in der 
Unternehmensstrategie die Pflege der Finanzanlagen im 
Verhältnis zur eigenen Produktion gleichrangige, wenn 
nicht sogar vorrangige Bedeutung. 

Diese liquiden Mittel drängen ebenso wie die an die 
Aktionäre ausgeschütteten Dividenden auf die nationalen 
und internationalen Finanzmärkte, um dort – in der 
Sphäre der Finanzzirkulation – Gewinne zu erzielen. 

 

2.4: Privates Geld/Finanzvermögen weltweit  

 

 

Enorm ist das Anwachsen der globalen Geldwoge:  
Die Boston Consulting Group ermittelt seit einigen Jahren in 
ihrer Studie "Global Wealth" das globale private 
Geldvermögen, das von Banken, Fonds, Versicherungen und 
anderen Finanzinstituten gemanagt wird: 1999: 71,5 Bio 
Dollar (1 Billion = 1000 Mrd.) / 2006: 97,9 Bio Dollar / 
2007 hat es etwa 105 Billionen Dollar erreicht;  es ist also 
in acht Jahren um knapp 50 % angestiegen. 

Das Wachstum des Geldvermögens ist Ergebnis einer 
massiven Umverteilung von Unten nach Oben, von Süd nach 
Nord, von den Lohn- und Lohnersatzeinkommen zu den 
Unternehmensgewinnen und den Vermögenszuwächsen der 
Geldvermögensbesitzer. 

 

2.5: HNWI-Zahl weltweit  

> Die Zahl der „High Networth Individuals“ steigt – ihr Einfluss auch. 

 

 
 

MerrillLynch/Cap Gemini ermitteln jährlich das Finanzvermögen 
„High Net Worth Individuals“ – das sind Menschen mit mind. 
einer Million Dollar Finanzvermögen. Es hat sich in den zehn 
Jahren von 1997 (19 Bio) bis 2007 (40,7 Bio) mehr als 
verdoppelt. 10,1 Millionen Privatpersonen, 1,5 Promille der 
Menschheit, besitzen somit 40 % des gesamten privaten 
Geldvermögens auf Erden. (World Wealth Report 2008) 
In Deutschland besitzt ein Prozent der Bevölkerung die Hälfte des privaten 
Geldvermögens von  4.760 Milliarden Euro (2007). Im Jahr 2006 überschritt die 
Zahl der Milliardäre in Deutschland erstmals die Schwelle von 100. Das 
Vermögen dieser 106 Milliardäre einschließlich der 12 Milliardär-Clans addierte 
sich auf 423 Mrd. Euro und war um ein Drittel (34%) höher als im Vorjahr. 
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2.6: Pensionsfonds – Vermögen 

> die Privatisierung der Altersvorsorge (Riesterrente) befeuert den Kapitalmarkt 

 

 

Die Aushöhlung der gesetzlichen, solidarischen 
Sozialsysteme und als Folge die Privatisierung der sozialen 
Risiken bewirkt einerseits höhere Gewinne durch Senkung 
der Kosten für die Arbeitskraft – Senkung der sog. 
Lohnnebenkosten – und andererseits eine Anhäufung von 
Geldmassen in Form einer Art Zwangssparen für die soziale 
Sicherung.  

Die bei Pensionsfonds für die Alterssicherung angelegten 
Gelder haben sich von 1992 bis 2006 von knapp 5.000 Mrd. 
auf nahezu 23.000 Mrd. Dollar mehr als vervierfacht. 

Die Privatisierung der Rentenversicherung spielt auch eine 
zentrale Rolle in der Strategie der Europäischen Union für 
die Schaffung eines größeren europäischen Finanzmarktes. 

 

2.7: Verwaltetes Vermögen weltweit  

>  8,5 Billionen = 85.000 Milliarden 

> Konkurrenz der Finanzmarktakteure um profitable Anlagemöglichkeiten und  
   hohe Renditen > immer mehr und riskantere Anlageformen/„Finanzprodukte“ 
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Als Folge des wachsenden Geldvermögens ist es in den zurückliegenden Jahren zu einer Änderung 
der Funktion der Finanzmärkte gekommen. An die Stelle der Unternehmen, Regierungen und 
Haushalte, die Geld benötigten und sich dies überwiegend über einen Bankkredit beschafften, tritt 
der renditesuchende Finanzanleger. Nicht mehr verschuldungsbereite Unternehmen suchen nach 
Kreditgebern, sondern Geldbesitzer suchen nach Schuldnern, bei denen sie ihr Geld profitabel 
anlegen können.  

Die Finanzmärkte werden nicht mehr durch die Suche nach Finanzierungsmittel für Investitionen, 
sondern durch die Suche nach Gelegenheit zum rentablen Finanzinvestment und schneller 
Gewinnmitnahme getrieben.  

Da die Finanzinstitute in scharfer Konkurrenz zueinander stehen und zusammen vor einem 
erheblichen Anlagenotstand, werden die Markterschließungs- und Verwertungsstrategien immer 
aggressiver und waghalsiger. 

 

2.8: Devisen- und Derivathandel 

 
Geradezu explosionsartig entwickelte sich der Devisenhandel. 

Während seit Beginn der 1980er Jahre die internationalen Devisenreserven in etwa gleichem 
Tempo – um den Faktor 9,2 – wie die internationalen Kapitalbestände gewachsen sind, hat der 
Devisenhandel um nahezu das 20-fache zugelegt.  

Für die Spekulanten besteht die Attraktivität des Devisenhandels in den starken Schwankungen 
und der hohen Liquidität im Devisenmarkt sowie in den niedrigen Handelskosten. 

Ursprünglich sicherten Unternehmen auf dem Devisenmarkt ihre Export-/Importgeschäfte gegen 
Währungsschwankungen ab. 

Im Jahr 2006 lag der gesamte Weltexport von Gütern und Dienstleistungen bei 14.538 Mrd. Dollar 
(WTO, International Trade Statistics 2007). Knapp fünfeinhalb Tage Devisenhandel hätten also 
genügt, um den gesamten internationalen Handel des Jahres abzuwickeln. 

So geht denn auch die Londoner International Financial Services (IFSL) davon aus, dass 95 
Prozent des Devisenhandels rein spekulativer Natur ist (Foreign Exchange 2007, IFSL). Währungen 
werden gekauft und verkauft, solange die Veränderungen der Wechselkurse einen 
Spekulationsgewinn versprechen. 

Devisenhandel wird im wesentlichen von den großen Banken betrieben. Allein die Deutsche Bank, 
wickelt mehr als 19% Prozent des weltweiten Devisenhandels ab.  

Wenn die Devisenhändler dieser Großbanken oder finanzkräftige Hedgefonds gegen eine Währung 
spekulieren, um sie in die Knie zu zwingen und die Devisenreserven des jeweiligen Landes zu 
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plündern, dann zahlt die Zeche immer die Bevölkerung. Die Entwicklungsländer sind die 
Hauptopfer dieser Instabilitäten und Spekulationen. Fabrikschließungen, Massenentlassungen, 
explodierende Lebensmittelpreise, massive Verarmung großer Teile der Bevölkerung – das waren 
die Folgen der Krise 1997/1998 in Südostasien. Innerhalb weniger Wochen war zerstört, was in 
Jahren mühsam aufgebaut worden war. In Argentinien fiel über die Hälfte der Bevölkerung nach 
dem Crash von 2001 unter die Armutsgrenze. Aber auch umgekehrt: verspekuliert sich einer der 
ganz Großen, dann springt ihm der Staat mit Steuergeldern zur Seite, um Schlimmeres zu 
verhindern. 

China hat aus diesen Gründen den Spekulationsgeschäften mit ausländischen Währungen im Juni 
2008 einen Riegel vorgeschoben. Weil Währungsspekulation ein "Glücksspiel" sei, bei dem nur die 
Banken gewinnen. (SZ, 13.6.2008) 

Eine ähnliche Entwicklung wie im Devisenhandel ist für den Handel mit Aktien, anderen 
Wertpapieren, Anleihen oder Derivaten2 zu verzeichnen: Der Aktienbestand ist von 1980 bis 2000 
auf das 15-fache gewachsen, aber der Handel mit Aktien auf das 170-fache! 

 

2.9: Hedge-Fonds 

 

Die UNCTAD weist in ihrem "World Investment 
Report 2000" auf eine weitere Entwicklung hin: In 
den letzten Jahren ist neben dem globalen Markt 
für Güter und Dienstleistungen und dem Entstehen 
eines internationalen Produktionssystems auch ein 
globaler Markt entstanden, auf dem Unternehmen 
gehandelt werden. Das "Geschäftsmodell" ist also 
nicht, mit dem eigentlichen Zweck des 
Unternehmens Mehrwert zu produzieren, sondern 
durch den Handel mit Unternehmen Gewinn zu 
erzielen. Ein wichtiger dabei sind Hedgefonds und 
Private-Equity-Fonds. 

 

2.10: Vermögen der Banken / Die Rolle der Banken 
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... vom Bankkapital ... 

Die Sammlung des Geldkapitals zuzüglich eigener Kreditschöpfung durch das Bankensystem und 
die Vergabe der Mittel zu Investitionszwecken war die entscheidende Finanzierung der Konzerne, 
der Motor der wirtschaftlichen Entwicklung. Die Banken sammelten "brachliegendes Geldkapital" 
ein und stellten es den Unternehmern zur Verfügung, verwandelten es so in "funktionierendes, 
d.h. profitbringendes Kapital. 

Zur Absicherung und pünktlichen Bedienung ihrer Kredite nahmen die Banken direkt auf die 
Geschäftspolitik der beliehenen Unternehmen Einfluss – kapitalmäßig über Beteiligungen und auch 
personell über die Aufsichtsräte sowie in Form des Depotstimmrechts. 

Sie waren – zusammen mit den großen Eigentümerfamilien – an einem stabilen Wachstum und 
langfristig ausgerichteter Gewinnmaximierung interessiert. 

Banken als Kreditgeber bevorzugten Rücklagen gegenüber Dividendenausschüttungen, da so mehr 
Geld im Unternehmen blieb und dadurch das Kreditrisiko verringert werden konnte. Es war ein 
Gläubiger- und kein Investorenverhältnis. Der Kredit war relativ eng mit der realen Ökonomie der 
Produktion und Konsumtion verbunden. 

... zum Beteiligungskapital und zur Vermögensverwaltung ... 

Das änderte sich mit der oben beschriebenen Entwicklung und Aufblähung der Finanzmärkte. Bei 
der externen Unternehmensfinanzierung fand eine deutliche Verschiebung vom Bankkredit zur 
Ausgabe von Beteiligungskapital, vor allem Aktien, statt. 

Lediglich Klein- und Mittelstandsunternehmen sind zur Finanzierung ihrer Geschäftstätigkeit noch 
in erheblichem Maße auf Bankkredite angewiesen. Großunternehmen haben sich andere, auch 
internationale Finanzierungsmöglichkeiten erschlossen. Sie sind nicht mehr auf Bankkredite ihrer 
"Hausbank" angewiesen. 

Diese Verschiebung bedeutet allerdings nicht, dass die Banken aus dem Geschäft ausgestiegen 
sind. Sie legen selbst Geld bei Finanzinvestoren an und betreiben selbst Investmentunternehmen. 
Viele Wertpapierhändler und -verwalter sind im Eigentum der Banken. Die Banken sind groß in das 
Kreditgeschäft für Hedgefonds und Private Equity Fonds eingestiegen. 

Aus diesen Gründen haben sich Geschäftsbanken durch Übernahmen Investment-Abteilungen 
zugelegt, während umgekehrt die Investmentbanken in das Kundengeschäft expandierten. 

Neu hinzu kommen große Industriekonzerne, aber auch Handelsketten, Energieversorger, 
Mobilfunkbetreiber, die ins Finanzgeschäft gehen.  

An vorderer Stelle rangieren die Autobanken der großen Automobilhersteller für die Finanzierung 
des Kaufs von Kraftfahrzeugen durch private und gewerbliche Kunden - z.B. die VW-, BMW- oder 
die Daimler-Bank. Der italienische Autokonzern Fiat hat gemeinsam mit der führenden 
französischen Genossenschaftsbank Crédit Agricole eine gemeinsame Bank für Konsumentenkredite 
gegründet. 

Das weltweite Vermögen der größten 1.000 Banken stieg 2006/2007 auf einen Rekord von 74.200 
Mrd. Dollar. Die globale Bankenindustrie erzielte beim Gewinn nach Steuern einen historischen 
Höchststand: von 372 Mrd. Dollar im Jahr 2000 auf 788 Mrd. Dollar in 2006. Damit waren die 
Banken die Branche mit dem höchsten Profit; noch vor der Öl- und Gaswirtschaft. (McKinsey 
Quarterly: What’s in the store for global banking)  
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2.11: Institutionelle Anleger – Beispiel Transnationale Daxkonzerne  
> Kapital kennt kein „Heimatland“, sondern nur „Wirtschaftsstandorte“ 

 
Zum Schwergewicht auf den Finanzmärkten haben sich die "Institutionellen Anleger" 
(Pensionsfonds/Versicherungen/ Investmentfonds) entwickelt. Das von ihnen verwaltete Vermögen 
hat sich von 1980 auf 2006 von 2.900 auf 61.800 Mrd. Dollar – also auf das 21-fache, erhöht. 

Die Institutionellen Anleger reichen das eingesammelte Geld nicht als Kredit an Unternehmen oder 
Regierungen weiter, sondern suchen über die Kapitalmärkte für ihre Gelder nach lukrativen 
Finanzinvestments, z.B. durch Kauf von Aktien und Unternehmensanleihen und andere handelbare  

Schuldpapiere. Dafür erhalten sie eine Vergütung; der Gewinn wird überwiegend an die 
Kapitalgeber ausgeschüttet. 

Auf dem Vormarsch sind die Institutionellen Anleger auch als neue Eigentümer der Konzerne. Mit 
Ausnahme von BMW und VW haben die Institutionellen zusammengenommen bei allen Dax-30-
Konzernen die Aktienmehrheit.  
Die größten sind die Schweizer UBS, Barclays Global Investors, die Allianz Group, State Street Global, Fidelity 
Investments, AXA Group. Auf die 10 Größten entfielen im Jahr 2005 knapp 25 Prozent des gesamten verwalteten 
Vermögens. 

 

2.12: Benchmark / Shareholde-Value 

> Renditeerwartung wird auf die Betriebe übertragen „shareholder value“ 

 

Aus der Dominanz der Institutionellen ergibt sich ein 
verändertes Eigentümer- und Anlageverhalten: Es sind 
keine festen und dauerhaften Eigentümerstrukturen, 
sondern es handelt sich um Eigentümer auf Zeit. Sie sind 
in der Regel nicht an einem strategischen Engagement 
interessiert, sondern an einer kurzfristigen, schnellen 
Steigerung des Shareholder Values. Die Steigerung des 
Börsenkurses und des so genannten Free-Cash-Flow, eines 
möglichst hohen Jahresergebnisses, stehen im 
Mittelpunkt. Die durchschnittliche Zeit, in der 
Institutionelle eine Aktie halten, wird kürzer; bei den US-
Pensionsfonds ist sie von sieben Jahren (1960) auf zwei  
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Jahre (1997) zurückgegangen. Im Durchschnitt verkaufen Pensionsfonds und andere Institution-
elle 40 Prozent ihrer Aktien bereits wieder innerhalb des ersten Jahres ihres Kaufs. Mit dieser 
bedingungslosen Shareholder-Value-Orientierung nimmt das kurzfristige und spekulative Moment 
stark zu. 
Die Institutionellen mischen sich in der Regel nicht aktiv in das Tagesgeschäft der Unternehmen 
ein. Sie machen ihren Einfluss über die Entscheidung, Aktien zu kaufen, zu halten oder zu 
verkaufen gegenüber dem Management – das zudem mit seinen gewinnorientierten Gehältern an 
Gewinn- und Kursoptimierung gebunden ist – geltend, um möglichst schnell Rendite- und 
Kursmaximierung zu erreichen: durch brutale Kostensenkung, Personalabbau, Reduzierung auf das 
Kerngeschäft, Ausgliederungen und Übernahmen. 

Ex-Allianz-Chef Schulte-Noelle: "Von jeder unserer Beteiligungen erwarten wir eine 
überdurchschnittliche Performance im Vergleich zur Branche. Wird diese nicht erreicht, ist ein 
Verkauf denkbar. Da gibt es keine Sentimentalitäten. Mit dem Wegfall der Besteuerung von 
Veräußerungsgewinnen, wird sich diese Dynamik erhöhen". 

 

 

3) Rezepte 

 
 

3.0: Rezepte-Tafel 

> welche Maßnahmen und Vorschläge sind in der Debatte? 
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3.1: „Bürger bürgt“ (alff) 
rechnerisch muss jede/r BundesbürgerIn 
mit 6.250 Euro für die Banken bürgen. 
(noch vor kurzem brüstete sich die 
große Koalition damit, sie werde den 
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung auf 
2,8 statt auf 3,0 Prozent senken = ca. 
2,50 Euro pro Monat - nach 200 Jahren 
hätte ein Durchschnittsverdiener das 
„erspart“) 
 

 

 
30.10.08, FR: ... Die börsennotierten Institute haben Sorgen davor, von ihren Aktionären abgestraft zu werden, wenn sie 
den Fonds nutzen. Zudem sind die Staatshilfen mit Auflagen verbunden. Deshalb haben sich bis jetzt vor allem 
Landesbanken aus der Deckung gewagt, die ohnehin bereits im Staatsbesitz sind. Neben der BayernLB sind das die WestLB 
und die HSH Nordbank. Der Bund bietet Banken neben Garantien für das Interbankengeschäft und für Anleihen auch 
Zuschüsse zum Eigenkapital an. In Finanzkreisen hieß es, die Aufsichtsbehörden BaFin und Bundesbank übten "sanften 
Druck" auf Banken aus, sich an dem Rettungspaket zu beteiligen. So werde den betroffenen Häusern deutlich gemacht, 
dass die Kapitalausstattung womöglich verbesserungswürdig sei. (dpa/rtr) 

FR, 31.10.08: Deutsche Bank - Für einen Mini-Gewinn reicht es noch 
..... Insgesamt hat das Institut nun seit Beginn der Krise im vergangenen Sommer Belastungen in Höhe von 8,4 Milliarden 
Euro verkraften müssen, kommt damit im internationalen Vergleich aber immer noch gut weg. 
Dennoch brachen in den ersten neun Monaten sowohl das Ergebnis vor als auch nach Steuern ein: Vor Steuern stand ein 
Gewinn von 481 Millionen Euro (Vorjahreszeitraum: 7,3 Milliarden Euro), nach Steuern wies die Bank 918 Millionen Euro 
(5,5 Milliarden Euro) Gewinn aus.  
JW (Ran mit der  großen Axt, 16.10.08) : „...Zugleich wird mit den Staatshilfen der Wettkampf zwischen den Banken 
um Zugewinne auf internationalen Märkten weiter angeheizt. Schließlich sollen die jeweiligen Hilfen ja den eigenen, 
nationalen, Bankensektor wieder fit und wettbewerbsfähig machen. So diente die Verstaatlichung des niederländischen 
Teils des zerlegten belgisch-holländischen Bankenkonzerns Fortis ganz den eigenen Interessen Den Haags. Es ging um die 
damit möglich gewordene Wiederausgliederung der ein Jahr zuvor von Fortis übernommenen niederländischen Bank ABN 
Amro. Und die französische Finanzministerin Christine Lagarde geht fest davon aus, daß die Banken dort auf das 
Staatsangebot zurückgreifen, um mit dieser Hilfe »auf gleiche Augenhöhe mit den Briten zu kommen« (FAZ vom 
15.10.08). Schon kündigen Deutsche Bank, BNP Paribas und die Bank Santander weitere Übernahmen von Teilen zuvor 
zerlegter Banken an. Der mörderische Wettbewerb untereinander geht also weiter, und dank der Staatshilfen wird er sogar 
noch schärfer. Nur durch eine Übernahme des gesamten Bankensektors auf einen Schlag in öffentliche Hand kann diese 
am Ende für alle tödliche Konkurrenz beendet werden.“...  

 

3.2: Rettungsschirm (alff) 

 

Die Commerzbank bekommt mehr als acht Milliarden 
Euro vom Staat. Und das ist gut so, auch wenn das 
Steuergeld genauso dringend von Universitäten, 
Krankenhäusern oder den vom Staat bewusst in Armut 
gehaltenen Beziehern von Arbeitslosengeld II 
benötigt wird. Denn an einem können auch die 
Stammtische der Republik nichts ändern: Deutschland 
braucht starke Banken, mit deren Hilfe die 
Unternehmen in die Zukunft investieren können. ... 

Weniger schön ist, dass die Bundesregierung nach Angaben der Commerzbank auf das Recht 
verzichtet, einen Vertreter in den Aufsichtsrat zu schicken. Denn dieser hätte darauf dringen 
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können, dass die mit Steuergeld gepäppelte Commerzbank sich auch wie ein Staatsbürger verhält 
und wohlhabende Deutsche künftig nicht mehr zur Steuerflucht verleitet. 
Solche Sachen macht die Commerzbank? Ja, richtig gelesen. Auf ihrer Website wirbt die Schweizer 
Tochter des Instituts unverhohlen mit "sehr interessanten Steuervorteilen" um wohlhabende 
Privatanleger aus dem Ausland. ... (FR, 4.11.08: Kommentar von Anna Sleegers) 

 

3.3: Konjunkturprogramm  

 

> es kommt drauf an, was drin ist! 
 

Öffentliche Investitionen und Personalausgaben 
haben den größten Wachstums- und 
Beschäftigungseffekt. Die spielen in dem 
„Konjunkturprogramm“ der Bundesregierung aber 
keine Rolle. 

 
Was der Koalition im Konjunkturpaket zur Kfz-Steuer einfällt, ist Etikettenschwindel. Oder eine Lachnummer. 
Sieben Wochen vor Weihnachten darf sich die Automobilindustrie über Geschenke freuen. Die nach eigenen Angaben 
international (bisher) gut aufgestellte Branche bekommt öffentlichen Beistand für ihre derzeit schleppenden Versuche, 
Neuwagen unters Volk zu bringen; nach dem Motto "alles muss raus" oder "jetzt zuschlagen". 
An einigen der 15 Päckchen, die die Bundesregierung zu einem verkappten Konjunkturpaket geschnürt hat, kann mit Fug 
Halbherzigkeit oder Unschärfe bemängelt werden. Was die Koalition sich allerdings beim Kapitel Kfz-Steuerbefreiung hat 
einfallen lassen, spottet jeder Beschreibung ... 
Schon die Begründung des Vorstoßes, der nur wenige Wochen nach den ersten Wehklagen der Autobauer durchs Kabinett 
geboxt wurde, muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Es gelte "die Entwicklung und Verbreitung ökoeffizienter 
Fahrzeuge zu fördern und gleichzeitig den Anpassungsprozess der Autobranche zu erleichtern", heißt es im Gesetzestext. 
Wohlmeinende (und umweltbewusste) Kaufinteressenten dürften daraus den Schluss ziehen, dass sie gleich mehrfach edel 
und pfiffig handeln, wenn sie schleunigst zugreifen. So viel zur Theorie. Die Praxis sieht etwas anders aus: Die Anreize, 
die in den nächsten beiden Jahren mit Steuer- Mindereinnahmen von mehr als 1,2 Milliarden Euro zu Buche schlagen 
dürften, sollen mit der Gießkanne verteilt werden. Jedes demnächst neu zugelassene Auto wird subventioniert - im Jahr 
2009 sogar auch noch die(Auslauf-)Modelle der Schadstoffnorm Euro-4. Mit entwaffnender Ehrlichkeit gibt 
Wirtschaftsminister Michael Glos zu Protokoll, das Hauptziel der regierungsamtlichen Rabattaktion sei es, den "Stau" in 
den Depots der Hersteller aufzulösen. 
Wer sich einen Pkw der (ab Herbst 2009 ohnehin verbindlichen) Emissionsnorm Euro-5 zulegt, muss sogar bis zu zwei 
Jahre lang keine Steuern zahlen. Das Gleiche gilt für den noch strengeren Standard Euro-6, der ab 2014 vorgesehen ist. 
Klingt gut und auch irgendwie ökologisch korrekt - ist es aber nicht. Denn subventioniert, sprich: belohnt, wird vor allem, 
wer mächtig motorisiert, nicht etwa, wer sauber unterwegs ist. Ein Beispiel: Käufern eines verbrauchsarmen neuen VW-
Polos oder eines Peugeots 107 winkt 2009 und 2010 ein "Anreiz" von 135 Euro; wer sich für rustikale Varianten vom Typ 
Touareg oder Audi Q7 entscheidet, darf sich auf eine Ersparnis von immerhin mindestens 1.500 Euro freuen. ... 
FR, 6.11.08: Autos von der Reste-Rampe (Michael Bergius) 
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3.4: Unsere Rezepte (Attac): Casino schließen! (Börse) 

 

Finanzmärkte kontrollieren – ihre 
Macht brechen Attac fordert: das 
Schattenbankensystem aus Hedge-
Fonds, Zweckgesellschaften und 
anderen unregulierten 
Finanzakteuren muss verboten 
werden! Ein Finanzmarkt-TÜV muss 
eingerichtet werden, der neue 
Finanzinstrumente standardisiert 
und prüft, bevor diese gehandelt 
werden dürfen. Mit der Besteuerung 
aller Arten von Finanztransaktionen 
(inklusive Devisentransaktionen) 
wollen wir Spekulation reduzieren  

und die Kurzfristorientierung der Finanzmärkte schwächen. Neben diesen Maßnahmen muss eine 
radikale Umverteilung eingeleitet werden, um die Finanzmärkte zu schrumpfen 
. "Eine absurde Konstellation ist eingetreten. Hochtechnologien mit einschneidenden Wirkungen auf das Leben der 
Mehrheit bedürfen strategischer Einbettung in das Gemeinwohlinteresse. Der Absturz vieler Völker in das Elend 
vollständiger Perspektivlosigkeit erfordert neue Entwicklungsstrategien. Der demografische Wandel verlangt nach 
Regelungen, die Jahrzehnte tragen. Unsicherheit hat sich in alle Poren der Gesellschaft eingenistet. Soziale Maßstäbe für 
die Suche nach Sicherheiten und gesellschaftlichem Zusammenhalt sind dringlicher denn je.  

Aber just in dieser Lage extremen Bedarfs nach verantwortlicher politisch-strategischer Gestaltungsfähigkeit 
gesellschaftlicher Akteure explodieren die Finanzmärkte – Märkte, auf denen Minutenhorizonte über Milliardengeschäfte 
entscheiden und die in jedem Fall das Gegenteil von strategischen Institutionen sind." (Dieter Klein: Milliardäre – 
Kassenleere, S. 163) 

 

3.5: Attac – Bfa (Börsen-Stop-Plan) 

 

 

Das Öffentliche den Finanzmärkten 
entziehen!  Wer diese Krise ernst nimmt, 
kann nur die Konsequenz ziehen: Die 
öffentliche Daseinsvorsorge muss der 
Willkür und dem irrationalen Herdentrieb 
privater Investoren entzogen werden. Sie 
muss wieder allein dem Gemeinwohlinte-
resse dienen. Darum darf es keine 
weiteren Privatisierungen geben. Die 
Privatisierung der Bahn muss endgültig 
vom Tisch, die Privatisierung der 
sozialen Sicherungssysteme müssen 
zurückgenommen werden. Insbesondere 
die Riester-Rente, die mit zur 
Aufblähung der Finanzmärkte beiträgt, 
muss durch eine solidarische 
Bürgerversicherung ersetzt werden.  
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3.6: Attac – Sonderabgabe Vermögen 

 

 

Die Profiteure müssen zahlen! 
Wir fordern daher eine einmalige 
Sonderabgabe auf große 
Vermögen, um die Kosten der 
Krise zu finanzieren. Banken, 
denen der Staat mit öffentlichem 
Geld hilft, müssen durch eine 
Verstaatlichung auch unter 
öffentliche Kontrolle gestellt 
werden. 

 

 
Die Krise sozial bewältigen! Unzählige Menschen werden in der kommenden Zeit von 
Arbeitslosigkeit und sozialer Verunsicherung betroffen sein. Während die Politik den Banken hilft, 
bleibt sie tatenlos, was die Folgen der Krisen für die Menschen betrifft. Wir fordern ein 
energisches Eingreifen, ein ökologisches Umbauprogramm und massive Investitionen in die soziale 
Infrastruktur, um die konjunkturellen Folgen sozial abzufedern.  
 
 
FR, 16.10.08: Das deutsche Unvermögen 
Berlin. Der deutsche Sozialstaat belastet Arbeitnehmer zu stark durch 
Steuern und Abgaben und verschont Vermögen über Gebühr. Zu diesem 
Ergebnis kommt die Organisation für Wirtschaftliche Entwicklung und 
Zusammenarbeit (OECD) in einem Vergleich von 26 ihrer 30 
Mitgliedsländer. 
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3.7: Attac – Finanzmärkte entwaffnen 

 

 

Die Banken entmachten! Als 
Schlüsselbranche im Kapitalismus gehören sie 
unter öffentliche Kontrolle. Dabei geht es 
nicht darum, nur bankrotte Banken zu 
verstaatlichen, sondern gerade darum, 
finanzstarken Instituten demokratische 
Kontrollmechanismen aufzuzwingen. Daneben 
muss das öffentliche und genossenschaftliche 
Bankensystem gestärkt werden.  

 
Steueroasen schließen Die Steueroasen spielen nicht nur bei der Steuerhinterziehung eine 
wichtige Rolle, sondern erfüllt auch eine zentrale Funktion im globalen Finanzmarkt-Casino. Hier 
wurden unter Umgehung nationaler Regulierung Fonds aufgesetzt oder Zweckgesellschaften der 
Banken gegründet. Die Steueroasen müssen endlich geschlossen werden.  

Neugründung eines internationalen Wechselkurs- und Finanzsystems im Rahmen einer 
umfassenden Reform der Vereinten Nationen: Aus dem Neoliberalismus auszubrechen, erfordert, 
der internationalen Mobilität des Kapitals ein Ende zu setzen. Und daher die Ziele, die Regeln, die 
Überwachung und die Verantwortung des Finanzsystems neu zu definieren. Das kann nicht im 
Rahmen der G8 oder der NATO geschehen, die ihre Unfähigkeit bewiesen haben, das Gemeinwohl 
der Welt zu berücksichtigen und finanzielle Unsicherheit zu verhindern. Es sollte, unter dem Dach 
der Vereinten Nationen, ein geeigneter institutioneller Rahmen geschaffen werden, um das 
Finanzsystem zu regulieren und umzuorientieren. 
 

3.8: Rezepte-Tafel 

 
> weitere Vorschläge/Ansätze  
   thematisieren 

 
 
Bertold Huber, IGM-Vorsitzender: Brauchen Demokratisierung der Wirtschaft (FR, 30.10.08) 
... (Die) neoliberalen Glaubenssätze sind an der Wirklichkeit der Finanzmarktkatastrophe zerschellt. Es reicht jedoch nicht, 
das Ende eines desaströsen Geschäftsmodells zu konstatieren. Wir brauchen eine gesellschaftliche Debatte darüber, was 
wir an die Stelle neoliberaler Theorie und Praxis setzen wollen. Diese Debatte dürfen wir nicht vermeintlichen 
Finanzexperten, Börsenspekulanten und Lobbyisten des Zockerkapitals überlassen. Wir würden ja auch nicht mit 
Rauschgifthändlern über die besten Strategien zur Bekämpfung der Drogensucht diskutieren. ... 

Die IG Metall hält eine Demokratisierung der Wirtschaft für die bessere Alternative zu 
ungezügeltem Wettbewerb und einseitige Profitmaximierung. Demokratisierung bedeutet nicht 
Staatskapitalismus. Es geht darum, dass Menschen nicht mehr fremdbestimmte Objekte anonymer 
Marktkräfte sind, sondern Subjekte, die ihr Schicksal selbst bestimmen können. Das heißt konkret: 
Wir brauchen mehr Mitbestimmung in den Betrieben.  
Das VW-Gesetz könnte hier Vorbild sein. Dort ist geregelt, dass wichtige Entscheidungen wie Standortverlagerungen der 
Zustimmung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat bedürfen. Mit solch echter Mitbestimmung wären Fälle wie Nokia in 
Bochum oder AEG-Electrolux in Nürnberg nicht möglich gewesen. Hier wurden im Renditewahn Tausende von 
Arbeitsplätzen vernichtet. ... 
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Daniela Dahn (Schriftstellerin) – aus FR-Inerview: 

Ich habe keine Rezepte, aber jetzt wäre der Zeitpunkt, alle Gewissheiten zu hinterfragen.  

Was ist so schlecht daran, wenn wir uns eine Zeitlang nicht durch ungedeckte Kredite weiterverschulden? Denn die 
staatlichen Zusagen sind im Ernstfall ungedeckt, wenn nicht die Druckerpresse angeworfen werden soll. Was wäre also so 
schlecht daran, nur mit dem zu wirtschaften, was den Banken ohne Stütze bleibt und was wir haben? So wenig ist das ja 
nicht. Sicher, wir müssen dann unseren Konsum einschränken. Aber dass dieser Punkt kommt, sagt uns doch die 
Klimakatastrophe auch schon lange. Wann, wenn nicht jetzt? 
Angeblich werden Arbeitsplätze verloren gehen. Bei einer radikalen Arbeitszeitverkürzung nicht unbedingt. Schiebt man 
einen Baustein, ändert sich die ganze Statik. Aber genau das muss sein. Im privatkapitalistischen Wirtschaftssystem gibt 
es zu viele Anreize, die dem Gemeinwohl widersprechen.  
Die Börse stimuliert falsch, sie setzt ohne Vernunft auf kurzfristige Gewinne. Werden Leute entlassen, um die 
Verbleibenden härter auszubeuten, steigen die Kurse. Werden Opfer durch langfristig nötige Investitionen gefordert, gibt 
es Kursverluste. Auf das Grundproblem hat bisher niemand eine Antwort: Ohne Wachstum verhungert die Marktwirtschaft, 
mit Wachstum erstickt sie. 
 
 

 

4) Ausblick 

 
 

4.0 Bruch / „window of opportunity“ 
„Was geschieht, wenn wir diesen Punkt erreichen? Das System gabelt sich (in der Sprache der 
Komplexitätsforschung ausgedrückt). Die unmittelbare Folge besteht in hochgradig chaotischen 
Turbulenzen, wie sie unser Weltsystem gegenwärtig durchmacht – und vielleicht weitere 20 bis 50 
Jahre lang wird ertragen müssen. ... 
Wir können zuversichtlich davon ausgehen, dass das gegenwärtige System keine Zukunft hat. Doch 
welche neue Ordnung als Ersatz ausgewählt werden wird, können wir nicht voraussagen, denn 
diese Entscheidung erwächst aus dem Gegeneinander einer unendlichen Vielzahl von Einzelbestre-
bungen. Früher oder später aber wird ein neues System installiert. Das wird kein kapitalistisches 
System sein. Es wird jedoch möglicherweise weitaus schlimmer (noch polarisierender und noch 
hierarchischer) oder auch viel besser (nämlich relativ demokratisch, relativ egalitär) sein als ein 
solches. Das Ringen um die Auswahl eines neuen Systems ist jetzt die wichtigste, weltweit 
ausgetragene Auseinandersetzung unserer Zeit. ... 
Wir stehen vor populistischen Umverteilungsmaßnahmen staatlicherseits, die links von der Mitte 
angesiedelte, sozialdemokratische Formen oder stark rechtslastige, autoritäre Formen annehmen 
können. Und wir stehen vor scharfen innerstaatlichen Sozialkonflikten, da alle miteinander über 
ihren Anteil an dem kleiner gewordenen Kuchen streiten werden. 
Die nächste Zukunft bietet also im Großen und Ganzen kein sonderlich schönes Bild.“ 
(Immanuel Wallerstein, in Blätter f. internat.Poltik, 10/08: Die große Depression) 
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Gefahr: Restauration 
„ Das 500-Milliarden-Euro-Rettungspaket ist zusammen mit den Vorständen der privaten Mega-
Banken, wohl ohne Beteiligung der Sparkassen und Genossenschaftsbanken, geschnürt worden. Die 
Brandstifter sitzen am Steuer des Löschzugs. Außerdem ist das Rettungspaket extrem 
deutungsoffen formuliert, die differenzierten Krisenherde - Wertpapiermärkte, Geldverkehr der 
Privatbanken, Investmentgeschäft und Position der Girozentralen - bleiben unter den gigantischen 
Geldsummen versteckt. Unter dem Vorwand, dass jetzt die Stunde der Pragmatik schlage und nicht 
der Ordnungsentwürfe, werden Aufputschmittel zubereitet, die den Finanzeliten Mut machen, ihre 
Geschäftspraxis der Verteilung privater Gewinne und öffentlicher Verluste fortzusetzen, während 
das Parlament in die Zuschauerrolle abgedrängt ist. ... “ Prof. Friedhelm Hengsbach (FR, 22.10.08) 

 

FR vom 29.10.08 titelt: „Der Deregulierungsrat“ 

Die Bundesregierung verlässt sich auf den Rat wirtschaftsliberaler Fachleute. Die 
Expertenkommission soll Deutschlands Position für den Weltfinanzgipfel erarbeiten. 
FR, 29.10.08: Der Deregulierungsrat (Robert Heusinger)  
Sechs Männer, ein Bekenntnis: Der freie Markt wird es schon richten. Das war zwar gestern, bevor der unregulierte 
Kapitalmarkt seine wahre Zerstörungskraft gezeigt hat. Doch so richtig Vertrauen erweckend ist die durch und durch 
wirtschaftsliberale Truppe nicht, die die Regierung zusammengestellt hat. Keines der Mitglieder kann sich rühmen, in den 
vergangenen Jahren den ungezügelten Finanzkapitalismus hörbar kritisiert zu haben.  
Besondere Meriten bei der Deregulierung hat sich Jörg Asmussen verdient. Asmussen, inzwischen Staatssekretär im 
Finanzministerium und Minister Steinbrücks wichtigster Mann, handelte bislang nach der Maxime: Was gut für die 
Finanzindustrie ist, ist auch gut für Deutschland. Der Beamte, der schon seit 1996 dem Ministerium angehört, geriet 
erstmals als Aufsichtsratsmitglied der Mittelstandsbank IKB in die Kritik. Die IKB hatte sich mit hochspekulativen 
Engagements am US-Immobilienmarkt verzockt. Auch seine Begeisterung für die modernen Finanzprodukte bescherten ihm 
bereits öffentliche Prügel. Weniger bekannt ist, dass er den Anlagezertifikaten, die die deutschen Sparer derzeit quälen, 
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stets Rückendeckung gab. Dabei waren sie nichts anderes als reine Regulierungsarbitrage. Während die Fonds strikten 
Regeln unterliegen, sind die Banken bei der Auflage der Zertifikate völlig frei, können selbst versteckt zehn Prozent 
Gebühren verlangen. Und wie geht es weiter, wenn mal kein Platz im Ministerium sein wird? Er könne sich auch eine 
Anstellung bei einer Bank vorstellen, sagte Asmussen mal ganz freimütig.  
Otmar Issing dagegen hätten weder Freund noch Feind je einen Beraterjob bei einer Bank zugetraut, nachdem er wie 
kaum ein Zweiter jahrzehntelang dem Staat als Chefvolkswirt erst der Bundesbank und später der Europäischen Zentral-
bank gedient hatte.  Doch nur wenige Monate nach seinem Ausscheiden aus der Zentralbank heuerte er bei Goldman Sachs 
an, der blaublütigen US-Investmentbank, dem größten Hedgefonds der Welt. Issing, der die Kommission leitet, hat als 
einer der ersten das Thema Blasen an den Finanzmärkten für die Geldpolitik entdeckt.  Seine Sympathie galt der 
Vorstellung, die Notenbank müsse sich gegen den Wind lehnen und bei Übertreibungen an den Märkten eine restriktivere 
Geldpolitik betreiben – zulasten freilich der Realwirtschaft. Die viel zu schwachen Regulierung war für ihn kein Thema.  
In die gleiche Kategorie wie Issing gehört Klaus Regling. Auch er ein Makroökonom deutscher Tradition. In der 
Öffentlichkeit ist er als Mister Stabilitätspakt bekannt. Als EU-Generaldirektor für Wirtschaft und Währung hat er 
Deutschland mitten in der konjunkturellen Flaute 2002 bis 2004 einen strikten Sparkurs verordnet, weshalb später der 
Stabilitätspakt aufgeweicht wurde. Regling, der inzwischen an der Uni in Singapur lehrt, hat auch schon mal bei dem 
Hedgefonds Moore Capital Strategy Group gearbeitet.  
Jens Weidmann blickt auch auf eine steile Karriere zurück. Leiter des Stabs im Sachverständigenrat, danach Vize-Leiter der 
Abteilung Volkswirtschaft in der Bundesbank und seit Frühjahr 2006 Wirtschaftsberater der Kanzlerin. Der pragmatische 
Ökonom sei lernfähig, heißt es in seinem Umfeld. Konnte er sich vor drei Jahren noch nicht vorstellen, dass der Staat 
Finanzinvestoren bremsen darf, die ein Unternehmen zerschlagen wollen, so bastelte er später kräftig am Gesetz zum 
Schutz vor ausländischen Investoren mit.  
Ein Glücksfall ist ohne Zweifel Jan Pieter Krahnen, der Frankfurter Finanzprofessor. Er kennt die Märkte wie kaum ein 
Zweiter in Deutschland. Sein neuestes Paper zur Regulierung von verbrieften Wertpapieren gilt weltweit als Referenz. Sein 
Charme: Er lasse sich von seinen Forschungergebnissen leiten, weiß ein enger Mitstreiter. Er gebe zwar den Liberalen, 
wenn er über Gott und die Welt plaudere. Doch je besser er sich auskenne, desto entschiedener arbeite er die 
Schwachpunkte des unregulierten Kapitalmarktes heraus.  
Ebenfalls als Überraschung darf William White gelten, Ex-Chefvolkswirt der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
(BIZ). Unter seiner Regie hat die BIZ als erste Regierungsorganisation relativ klar auf die Gefahren für das weltweite 
Finanzsystem durch die neuen Spieler und Produkte hingewiesen. Allerdings macht auch White eher die laxe Geldpolitik für 
die Krise verantwortlich, als die laxe Regulierung. 
Hoffen wir, dass sich die liberalen Kommissionsmitglieder des großen Ökonomen John Maynard Keynes erinnern. Er sagte 
mal: Wenn sich die Fakten ändern, ändere ich meine Meinung. Was würden Sie tun, mein Herr? 
 

Gefahr: Nationalismus / Agression 
BILD/Spiegel etc, 30.10.08: Die Mehrheit der Deutschen ist für die Verstaatlichung von 
Schlüsselindustrien. Besonders Unternehmen der Energiewirtschaft würden die Bundesbürger gerne 
verstaatlicht sehen, ergab eine Forsa-Umfrage. 77 Prozent der Befragten sind dafür, dass der Staat 
Anteile an Strom- und Gasversorgern übernimmt. Aus Sicht der meisten Bürger sollten auch 
Banken und Versicherungen (64 Prozent) und Logistikunternehmen wie Fluglinien, Bahn und Post 
(60 Prozent) zumindest teilweise staatlich sein. Selbst bei den Anhängern von Union und FDP gab 
es viel Zustimmung für eine Beteiligung des Staates.  

Anlass für die Umfrage ist ein Vorschlag des französischen Präsidenten Nicolas Sarkozy, die 
Unternehmen seines Landes mit Teilverstaatlichungen vor einem Verkauf an ausländische 
(asiatiascher!) Investoren zu schützen. 

Es geht hier (bei Sarkozy) mitnichten um ein emanzipatorisches Projekt. Die Umfrage lautet ja 
nicht "Sind sie dafür, Schlüsselunternehmen zu verstaatlichen, um sie dem Gemeinwohl (oder der 
demokratischen Kontrolle) zu unterwerfen?". Die Frage, die gestellt wurde war: "Sind sie dafür, 
Schlüsselunternehmen zu verstaatlichen, weil zumindest in der Krise die Konzerne so vor 
ausländischen Investoren geschützt werden können." 

Hier zeichnet sich eine Gefahr ab, die Harald Schuhmann schon thematisiert hat: Dass aus der 
Weltwirtschaftskrise ein Weltwirtschaftskrieg erwachsen könnte. Mit dieser Fragestellung wird 
bereits versucht, "die Nation" in Stellung zu bringen. 
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4.1  Comeback für einen New Deal? 

 
.....  Noch ist das Programm Obamas - „Blueprint of Change“ - nur in Umrissen bekannt, zeigt aber 
schon die Richtung des Wandels: Höhere Steuern für die Reichen, Steuersenkung für die 
Mittelschicht, Stärkung der Arbeitnehmerrechte und einen Schub für Investitionen in die 
öffentliche Infrastruktur. ... Ob Obama tatsächlich so weit geht wie Roosevelt, steht in den 
Sternen, da seine „Blueprint of Change“ wenig mehr als eine rhetorische Skizze ist.  Roosevelt 
begann seine Amtszeit 1933 mit einer bemerkenswerten Radioansprache: „Meine Freunde, ich 
möchte mit den Bürgern der Vereinigten Staaten ein paar Minuten über das Bankwesen sprechen.“ 
Knapp eine Viertelstunde lang erklärte er, wie Banken funktionieren, warum es zu der gewaltigen 
Wirtschaftskrise gekommen ist und was die Regierung zu tun gedenke. Schon in den ersten 
hundert Tagen seiner Amtszeit erließ er 15 Gesetze und Verordnungen. Roosevelt regulierte die 
Finanzmärkte und kontrollierte die Banken, schuf eine progressive Einkommensteuer und einen 
staatlichen Mindestlohn, Beihilfen zur Rente, zu den Bildungs- und Gesundheitsausgaben der 
Bürger. Außerdem investierte er in zahlreiche Projekte wie den Bau von Brücken und Straßen, 
Postämtern und Flughäfen, Dämmen und Kraftwerken. Auf diese Weise schuf er Millionen 
Arbeitsplätze und eine Infrastruktur, von der Amerika jahrzehntelang zehrte. ... 

... Mit Sicherheit kann die Globalisierung und die Existenz internationaler Institutionen das 
Überschwappen der USA-Politik insbesondere auf Europa beschleunigen. Denn im Gegensatz zu 
1933, als die USA eine Politik des Isolationismus betrieben und Europa in Faschismus und 
Nationalismus versank, sind nationale Sonderwege heute kaum noch denkbar und die globale 
Information ist so dicht, dass es zu schnellen Rückkoppelungen in fast sämtlichen Ländern kommt. 
Das Obama-Fieber könnte die entwickelten Industrienationen schneller erreichen, als es den dort 
herrschenden Eliten lieb sein mag. ... (Harald Werner 5. November 2008) 

 
Pennsylvania Historical and Museum Commission: The historical lessons of the New Deal are many. It was a period 
during which both state and nation faced extreme economic hardships and people worked together to overcome adversity. 
Although New Deal projects were funded through national programs, many of them were strongly rooted in local and 
regional identity. State histories described local points of interest and customs, and the Index of American Design 
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recorded unique regional folk arts. In Pennsylvania, Governor George H. Earle III, a friend of President Franklin D. 
Roosevelt and an ardent supporter of FDR's New Deal, crafted a series of innovative programs for economic relief which 
earned it the appellation "Pennsylvania's Little New Deal."  
Among the greatest legacies of the New Deal are an appreciation for local history and the significance of the experiences 
of ordinary individuals. As PHMC commemorates the seventy-fifth anniversary of the New Deal, we celebrate the legions of 
people--millions across the Commonwealth and the country--who, working shoulder to shoulder, helped bring not only a 
sense of normalcy, but also one of belonging, to their lives. (Barbara Franco, Executive Director) 

 

4.2: Giergrab 

> neue gesellschaftliche Orientierung  
   sind nötig und möglich 

 
Zur Krise der „Kultur der Bereicherung“ (FR 28.10.08, Harry Nutt: Von Verlierern lernen) 
.... Die moderne Geldelite, die politisch einflussreich und habituell stilbildend war, aber 
doch stets vornehm und kulturbeflissen im Hintergrund operierte, wandelt nun auf 
brüchigen Planken. In ihren Reden, aber auch bei ihrem ausgeprägten Schweigen geht es   

längst nicht mehr nur um schrumpfende Boni-Zahlungen und stockende Abfindungsverhandlungen von einzelnen 
Spitzenleuten der Branche. Den Entscheidern und Reglern, den movers und shakers, wie sie sich bisweilen selbst gern 
nannten, droht insgesamt ein Ansehens- und Akzeptanzverlust, auf den die Akteure selbst am wenigsten vorbereitet 
scheinen. Die Macher in der Überholspur sind empfindlich geworden, und wo sie eben noch mit kühlem Gleichmut danach 
trachteten, die Steuerungsprozesse zu regulieren, herrscht inzwischen angespannte Nervosität sowie das ehrgeizige 
Bedürfnis der Politiker, im Kampf um die Deutungshoheit die Nase vorn zu haben. Angesichts der sich weiterhin nicht 
beruhigenden Achterbahnfahrt der Börsen verbreitet sich selbst unter liberalen Zeitgenossen die Stimmung, eine alles 
durchdringende Kultur des Kapitalismus nicht länger als gegebene und irreversible Weltordnung anerkennen zu wollen. 
Dabei war es gerade der Kaste der Manager auf beängstigende Weise gelungen, ein rigoristisches Regiment des Agenda-
Settings zu errichten, dessen Notwendigkeit sich immer auch aus der fragilen Komplexität der globalen Wirtschaft ergab. 
In der Wirtschaft der Regionen gilt seither das Gebot, hier zu tun, was der Markt andernorts erzwungen hat. War ein 
Betrieb kurzfristig erfolgreich, antizipierten emsige Berater drohende Marktrisiken in der Zukunft. Die Beraterbranche ist 
denn auch ein beeindruckendes Beispiel für die Erzeugung eines Bedarfs und dessen Selbstdurchsetzung in Krisenphasen. 
Was für den wirtschaftlichen Erfolg und die Behauptung am Markt zwingend schien, war dem gesellschaftlichen Ganzen 
billig. Es gibt kaum einen Bereich, der heute nicht vom Effizienz und Optimierungsjargon durchzogen ist. Man dürfte nicht 
einmal einen städtischen Kindergarten finden, in dem das mit pädagogischen Aufgaben hinreichend belastete Personal 
nicht zusätzlich mit Fragen des Qualitätsmanagements und anderem Evaluierungslatein traktiert wird. Psychologische 
Einfühlung und Kreativität sind auch in nichtökonomischen Sphären nachhaltig in betriebswirtschaftliche Kategorien 
übersetzt worden. Die Manager tragen keineswegs an allem Schuld, aber überall wird ihre Sprache gesprochen. 
.... Da die Versagensrate in der Branche des organisierten Gelingens, als die sich die Schulen des Managements 
ausgegeben haben, in den letzten Wochen auf rasante Weise angestiegen ist, erwächst gegenwärtig vielleicht die Chance 
zu einer weitgehenden Überprüfung gesellschaftlicher Wettbewerbsannahmen. Statt einer übertriebenen Empfindlichkeit 
bedürfte es allerdings einer neuen Empfindsamkeit für die Ressourcen und Talente der Verlierer und Ausgeschlossenen. Die 
radikalisierte Marktökonomie hat nicht nur Verlierer hinterlassen, sondern auch Zweite und Dritte. Von ihnen zu lernen, ist 
die intellektuelle Herausforderung der Stunde. 

 

4.3: Mensch vor Profit 
“... Ist unendliches Wirtschaftswachstum in einer 
materiell endlichen Welt überhaupt möglich? Es ist ein 
Drama unserer Gesellschaft, dass die klügsten Köpfe in 
diese Systeme geschickt werden, um dort das Geld zu 
vermehren. Und nicht dazu herangezogen werden, die 
Probleme der Gesellschaft zu bewältigen. ...“ 
(Wagenhofer, Filmemacher „Let´s make money“)  
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5) Was tun  

 
 

5.0: Kapitalismus tot reden? 

 

> hat „Konjunktur“ ... 
   ...aber das Reden reicht nicht.  
  (Totgesagte leben länger) 
 
> Veränderung durch Praxis.  

 
 

 

5.1: Was tun? Was tun! www.casino-schliessen.de 
 

Aktionäre, Manager und Politiker sind sicher die 
drei Hauptsünder, aber der schwarze Peter bleibt 
letztlich bei der Politik. Sie hat sich von der 
Wirtschaft korrumpieren und das Heft aus der 
Hand nehmen lassen. Sie hat all die Gesetze 
verabschiedet, die jetzt an den Abgrund geführt 
haben. ... Doch wir müssen uns auch bewusst 
machen, dass die Politiker in einer Demokratie 
eigentlich nur machen können, was der Souverän 
ihnen erlaubt. ...  Wir haben doch seit langem 
gewusst, dass es kommt. Natürlich ist der 
Einfluss des einzelnen Bürgers oft unerträglich 
begrenzt. Aber alle, die sich gutgläubig 
Zertifikate haben aufschwatzen lassen, die 
neoliberale Parteien gewählt haben, statt in die 
Gewerkschaft einzutreten und sich aufzulehnen, 
tragen ein Stückchen Verantwortung mit. 
(Daniela Dahn) 

 

 

 

 
 

 
„Gute Arbeit muss drin sein“ (Aus der 1.Mai-Rede 2008 von Sabine Leidig) 
... Ich möchte noch ein einmal zurückkommen auf die gute Arbeit, die wesentlicher Baustein ist für eine alternative, 
solidarische Gesellschaft: Wir wissen selbst am Besten, wie wir gut arbeiten können. Deshalb darf Mitbestimmung, 
Selbstbestimmung und Demokratie nicht vor den Türen der Büros und vor den Toren der Betriebe aufhören.  
Es gibt real existierende Exempel – eines davon ist Mondragon. Diese selbstverwaltete Genossenschaft aus dem Baskenland 
hat sich in den vergangenen 50 Jahren zur größten Industriegenossenschaft der Welt entwickelt. Mit über 70.000 



Begleitheft zum Vortrag „Casino schließen!“, erstellt von Sabine Leidig, 10/08 29

Mitarbeitern und etwa 100 selbstbestimmten Genossenschaftsbetrieben. Das Ziel lebenslanger Beschäftigung, für alle die 
das wollen ist seit 50 Jahren realisiert. Und keiner verdient mehr als das 8-fache der untersten Lohngruppe.  
Ich finde das ist eine gute Faustregel gegen überbezahlte Manager: keiner mehr als 8 mal mehr! 
Also: wir können auch anders. Und wir sollten auch wollen. Ich will es mal zuspitzen:  Die Deutsche Bank, Nokia, Aldi 
oder Alu Singen gehören auch uns! Nicht das Konzernmanagement hat die Werte geschaffen, sondern alle die arbeiten. 
Die ganze Gesellschaft macht solche komplexe Produktion und Dienstleistung möglich. ...  Auch die Wirtschaft muss 
demokratisch geregelt werden! ... 

 

Mitmachen! (Angebote) 
> Aktuelle Aktivitäten/Aktionen/Pläne/Mobilisierungen von Attac und anderen  

 

5.2: „Kapitalismus am Ende?“ 

         Attac-Kongress 

> Einladung: 6.-8. März 2009 in Berlin. 
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